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Die „Genfer Großwetterlage“ wirft in unregelmäßigen Abständen einen Blick auf ausgewählte 
Entwicklungen der in Genf ansässigen internationalen Organisationen.  
 
Die dramatische humanitäre Situation in zahl-
reichen Ländern sorgt für wachsende Sorgen 
im internationalen Genf – bei der Vorstellung 
des globalen humanitären Überblicks am 1. 
Dezember durch das Amt der Vereinten Natio-
nen für die Koordinierung humanitärer Ange-
legenheiten (OCHA) wurde die wachsende Lü-
cke zwischen steigendem Bedarf und zur Ver-
fügung stehenden Mitteln überdeutlich. Bei 
der Verlängerung der Schwarzmeer-Getreide-
Initiative gelang es Akteuren des humanitären 
Genf, eine wichtige Rolle zu spielen.  
Bei einer Sondersitzung des Menschenrechts-
rats zum Iran gelang die Einrichtung einer Un-
tersuchungskommission.  
Seinerseits setzt der neue Hohe Kommissar für 
Menschenrechte, Volker Türk, bereits erste Ak-
zente. 
In der WHO kristallisieren sich bei den Vorar-
beiten für eine Pandemievereinbarung viele 
(teils erwartete) Konfliktlinien heraus, die bis 
zur Weltgesundheitsversammlung 2024 über-
wunden werden sollen. In der WTO gibt es bei 
dem schwierigen Dossier Patentrechte keinen 
Konsens, mehr Bewegung gibt es beim elektro-
nischen Handel. Gleichzeitig rücken promi-
nente Streitschlichtungsfälle in den Fokus.  
 
 
 
 

                                                   
1 Der „Global Humanitarian Overview“ 2023 sowie zahl-
reiche Grafiken können hier eingesehen werden. 

Humanitäre Hilfe 
  

Globaler Humanitärer Überblick für 2023 
 

Am 1. Dezember stellte Martin Griffiths, der UN-
Nothilfekoordinator, den neuen "Global Humani-
tarian Overview" (GHO) des Amtes der Vereinten 
Nationen für die Koordinierung humanitärer An-
gelegenheiten (UN-OCHA) für das Jahr 2023 vor.0F

1 
OCHA geht von einem Anstieg Bedürftiger von ca. 
20% auf 339 Mio. Menschen aus, doppelt so viele 
wie noch vor fünf Jahren. Allein 45 Mio. Menschen 
stehen vor dem Hungertod. Das sei die größte glo-
bale Nahrungsmittelkrise der modernen Ge-
schichte. Extreme Armut bis 2030 zu beenden, sei 
entsprechend unmöglich geworden, worunter 
wiederum Frauen besonders leiden. Um die Be-
dürftigsten 230 Mio. in 69 Ländern zu erreichen, 
werden 51,1 Mrd. USD benötigt, 10,5 Mrd. USD o-
der 25% mehr als noch im Jahr zuvor und 461% 
mehr als noch vor zehn Jahren. Während die be-
nötigten Gelder entsprechend massiv in die Höhe 
kletterten, blieb der Kreis der Geberländer klein 
(die USA stellen nahezu die Hälfte der bisherigen 
Mittel, Deutschland ist mit Abstand zweitgrößter 
Geber, die EU-Kommission steht an dritter Stelle).1F

2 
Obwohl in absoluten Zahlen mehr Geld eingeht, 
wird die Finanzierungslücke immer größer: für das 
Jahr 2022 gingen lediglich 47% der benötigten Gel-

2 Eine grafische Darstellung der Beiträge verschiedener 
Geber ist hier einsehbar. 

https://humanitarianaction.info/
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/geber-und-empfaengerlaender-sowie-finanzierungsfortschritt-fuer-humanitaere-hilfe-im-jahr-2022
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der ein, zahlreiche Ländersituationen sind unterfi-
nanziert.2F

3 Allein zehn Ländersituationen, viele von 
ihnen in Kriegs- und Konfliktsituationen, benöti-
gen ca. 30 Mrd. USD. Von den 15 am stärksten von 
der Klimakrise betroffenen Länder hatten bereits 
12 einen humanitären Reaktionsplan. Neben an-
haltenden Konflikten, der Klimakrise und den se-
kundären Folgen des Ukrainekriegs, gelten auch 
die wirtschaftlichen Schocks während der COVID-
19-Pandemie sowie die wachsenden Kosten für 
humanitäre Operationen selbst als Gründe für 
den starken Anstieg. 
 
Schwarzmeer-Getreide-Initiative verlängert  

Als positives Signal hob OCHA die Verlängerung 
der Schwarzmeer-Getreide-Initiative am 19. No-
vember um weitere 120 Tage hervor. Griffiths 
nannte sie gar die „wahrscheinlich wichtigste“ Er-
rungenschaft seiner Amtszeit. OCHA war gemein-
sam mit der Konferenz der UN für Handel und Ent-
wicklung (UNCTAD), anderen UN-Agenturen sowie 
Genfer Mediationsakteuren an den Verhandlun-
gen um eine Verlängerung beteiligt. Das Abkom-
men zielt insbesondere auf die Stabilisierung der 
Preise und die Beruhigung der Märkte ab. Vor dem 
Krieg war die Ukraine einer der weltweit größten 
Getreideexporteure und machte 42% der weltwei-
ten Sonnenblumenöl-Exporte, 16% der Mais-Ex-
porte und fast 9-10% der weltweiten Exporte von 
Weizen und Gerste aus. Durch die Initiative konn-
ten bisher nahezu 14 Mio. Tonnen verschiedener 
Agrarprodukte exportiert werden.3F

4 Insgesamt 
etwa die Hälfte der Exporte geht derzeit an Länder 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen: oft UN-
gecharterte Schiffe, welche humanitäre Nah-
rungsmittelhilfe an das Horn von Afrika, den Je-
men oder Afghanistan liefern. Zum Teil werden 
auch verarbeitete Lebensmittel an bedürftige Län-
der weitergeleitet. Russland hatte kritisiert, dass 
die Exporte nicht die Länder erreichen würden, 
welche sie am dringendsten benötigen, jedoch 
selbst kurz nach dem Angriffskrieg die Export-
steuer für Weizen, Gerste und Mais auf 72% ange-
hoben.4F

5 Anders als die Getreideinitiative, welche 
alle 120 Tage verlängert werden muss, unterzeich-
nete Russland und das UN-Sekretariat am 22. Juli 

                                                   
3 Eine grafische Darstellung des Finanzierungsstatus für 
verschiedene Ländersituationen findet sich hier. 
4 Eine aktuelle Aufstellung aller Exporte findet sich hier. 

zudem eine dreijährige Übereinkunft zur Förde-
rung russischer Lebensmittel und Düngemittel auf 
den Weltmärkten.5F

6 

IKRK unter Druck   
 

Auch das Internationale Komitee vom Roten Kreuz 
(IKRK) geht angesichts der mehr als 100 bewaffne-
ten Konflikte, der sich verschärfenden Klimakrise 
sowie steigender Lebensmittel- und Energiepreise 
von einem enormen Anstieg des humanitären Be-
darfs im kommenden Jahr aus. Entsprechend stieg 
auch der eigene Bedarf um 19% im Vergleich zum 
Vorjahr auf 2,8 Mrd. Schweizer Franken an.6F

7 In ih-
rer ersten öffentlichen Rede Ende November un-
terstrich die neue Präsidentin des IKRK, Mirjana 
Spoljaric Egger, die besondere Bedeutung der 
Neutralität für das IKRK. Gerade in Zeiten extre-
mer Polarisierung und Politisierung sei es umso 
wichtiger, den "einzigartigen Konsens" zum Hu-
manitären Völkerrecht zu stärken, anstatt ihn in 
Frage zu stellen. Gerade im Ukrainekrieg war das 
IKRK als Hüterin der Genfer Konventionen zuletzt 
von ukrainischer Seite, insbesondere von Präsi-
dent Selenskyj, kritisiert worden, welcher Neutra-
lität mit Komplizenschaft gleichgesetzt hatte. Ei-
nige Beobachter des internationalen Genf melde-
ten ebenfalls leise Zweifel an, ob das IKRK massive 
Verletzungen des humanitären Völkerrechts 
durch die russische Seite nicht deutlicher öffent-
lich anprangern sollte. Ein dringliches Thema 
bleibt aus IKRK-Sicht der weiter nicht zufrieden-
stellende Zugang zu Kriegsgefangenen auf beiden 
Seiten. Mitte Oktober machte das IKRK öffentlich, 
dass sie Hunderte von Kriegsgefangenen zwar be-
suchen konnten, aber es Tausende mehr gebe, 
welche sie nicht sehen konnten. IKRK-Generaldi-
rektor Robert Mardini betonte, dass man die Ver-
letzungen der Konventionen nur öffentlich kritisie-
ren würde, sollten alle anderen Einflussmöglich-
keiten ausgeschöpft sein. Dies sei zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht der Fall, es gäbe im Gegen-
satz sogar ermutigende Zeichen: als Spoljaric Eg-
ger in den vergangenen Tagen die Ukraine selbst 
besucht hatte, habe das IKRK auch Zugang zu wei-
teren Personen erhalten. Weitere Besuche sollen 
bis Ende des Monats stattfinden.  

5 Mehr Informationen hier. 
6 Die Vereinbarung kann hier eingesehen werden. 
7 Mehr Informationen hier. 

https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/geber-und-empfaengerlaender-sowie-finanzierungsfortschritt-fuer-humanitaere-hilfe-im-jahr-2022
https://www.un.org/en/black-sea-grain-initiative/vessel-movements
https://public.tableau.com/app/profile/laborde6680/viz/ExportRestrictionsTracker/FoodExportRestrictionsTracker
https://news.un.org/pages/wp-content/uploads/2022/09/MOU_21_July_UN-Secretariat86.pdf
https://www.icrc.org/de/document/ikrk-humanitaere-krisen-die-2023-nicht-ausser-acht-gelassen-werden-duerfen
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Menschenrechte 
 

Sondersitzung zum Iran 
 

Angesichts des gewaltsamem Vorgehens gegen 
Proteste im Iran im Nachgang des Todes von 
Mahsa Amini am 16. September wurden auch in 
Genf die Rufe nach einer Sondersitzung des UN-
Menschenrechtsrates sowie einer unabhängigen 
internationalen Untersuchungskommission lau-
ter. Auf Betreiben Deutschlands und Islands 
konnte schließlich am 24. September die mittler-
weile 35. Sondersitzung zur Menschenrechtslage 
in der Islamischen Republik Iran, "insbesondere 
im Hinblick auf Frauen und Kinder" abgehalten 
werden.7F

8 Nach konservativen Schätzungen des 
Büros des Hohen Kommissars für Menschen-
rechte (OHCHR) waren bis dahin weit über 300 
Menschen getötet und ca. 14.000 Menschen (Kin-
der eingeschlossen) verhaftet worden. Zahlrei-
chen Demonstrierenden droht u.a. wegen „Feind-
schaft gegen Gott“ oder „Korruption auf Erden“ die 
Todesstrafe. In zwei Fällen wurde diese bereits 
vollstreckt, Dutzend weitere, einschließlich Kinder, 
könnten folgen. Der UN-Hochkommissar für Men-
schenrechte, Volker Türk sprach von einer ausge-
wachsenen Menschenrechtskrise und forderte die 
Gewalt umgehend zu stoppen, alle wegen friedli-
chen Protesten Inhaftierten freizulassen, ein Mo-
ratorium für die Todesstrafe zu verhängen und die 
Meinungs-, Vereinigungs- und Versammlungsfrei-
heit zu respektieren. Mit einer bemerkenswert kla-
ren Mehrheit von 25 zu 6 bei 16 Enthaltungen be-
schloss der Rat im Rahmen einer Resolution unter 
anderem eine Untersuchungskommission einzu-
richten. Diese soll mutmaßliche Menschenrechts-
verletzungen ermitteln und „auch im Hinblick auf 
die Zusammenarbeit in künftigen Gerichtsverfah-
ren“ Beweise sammeln.8F

9 Überraschend hatte 
China kurz zuvor einen mündlichen Änderungsan-
trag eingebracht, welcher auf die Abschaffung des 
Mechanismus zielte und damit die Resolution ih-
res wichtigsten Elements beraubt hätte. Der An-
trag konnte jedoch abgelehnt werden. Auch die 
deutsche Außenministerin Annalena Baerbock 
war eigens nach Genf gereist, um das deutsche 

                                                   
8 Die gesamte Sitzung kann hier und hier nachverfolgt 
werden. Eine grafische Darstellung der Unterstützer der 
Abhaltung einer Sondersitzung findet sich hier. 

Anliegen zu untermauern. Die ausschließlich weib-
lichen Vertreterinnen des Iran sprachen den „so-
genannten Verfechtern“ der Menschenrechte, v.a. 
Deutschland, Frankreich, dem Vereinigten König-
reich und den USA, hingegen jegliche Glaubwür-
digkeit ab. Die friedlichen Proteste seien erst 
durch ihre „Schmutzkampagne“ zu gewaltvollen 
Aufständen umgeschlagen. Am 20. Dezember 
wurden die Mitglieder der Untersuchungskom-
mission ernannt: drei Juristinnen aus Bangla-
desch, Pakistan und Argentinien.9F

10 

 
Volker Türk: Erste Wochen im Amt 
 

Erst vor wenigen Wochen, am 17. Oktober, hatte 
Volker Türk von seiner Vorgängerin Michelle Ba-
chelet die Leitung des OHCHR übernommen. Mit 
dem Selbstverständnis, dass es bei schwerwiegen-
den Menschenrechtsverletzungen seine Pflicht 
sei, die Stimme zu erheben, adressierte er bereits 
zahlreiche Ländersituationen, von denen einige 
bislang nicht oder nur selten im Fokus des Rates 
oder der Öffentlichkeit standen. Hierzu zählen u.a. 
Haiti, Jemen, Nordmosambik, Ägypten, Somalia o-
der zuletzt auch Myanmar und eine Vielzahl an 
Themen, von der digitalen Transformation, der Kli-
makrise bis hin zur internationalen Finanzarchi-
tektur und der Schuldenfrage. Als zentral sieht 
Türk neue Menschenrechtsthemen des 21. Jahr-
hunderts, wie künstliche Intelligenz, Privatsphäre 
im Internet, die Rolle sozialer Medien oder Neuro-
technologie an. In einem offenen Brief an Elon 
Musk forderte er diesen auf, Menschenrechte als 
zentralen Bestandteil des Managements von Twit-
ter anzusehen. Bereits zwei Auslandsreisen führ-
ten ihn in den Sudan, wo er zur Rückkehr der zivi-
len Regierung aufrief und in die Ukraine, wo sein 
Büro täglich Meldungen von Kriegsverbrechen er-
halte, so Türk. Am 7.12. wurde ein detaillierter OH-
CHR-Bericht zu willkürlichen Hinrichtungen und 
Angriffen auf Zivilisten durch russische Truppen 
im Norden der Ukraine im Zeitraum von Februar 
bis April veröffentlicht.10F

11 Zudem mahnte er zur 
Einhaltung des humanitären Völkerrechts durch 
alle Parteien, insbesondere auch bei der Behand-
lung von Kriegsgefangenen. Auch den von seiner 

9 Die Resolution S-35/1 findet sich hier, eine grafische 
Darstellung des Abstimmungsergebnisses hier. 
10 Die Mitglieder sind hier einzusehen.  
11 Der Bericht ist hier einzusehen.  

https://www.google.com/search?client=safari&rls=en&q=un+web+tv+special+session+iran&ie=UTF-8&oe=UTF-8
https://media.un.org/en/asset/k12/k123ethhmd
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/35-sondersitzung-des-un-menschenrechtsrats-zur-islamischen-republik-iran
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/special-sessions/session35/35-special-session
https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/35-sondersitzung-des-un-menschenrechtsrats-zur-islamischen-republik-iran
https://www.ohchr.org/en/hr-bodies/hrc/ffm-iran/index
https://www.ohchr.org/en/press-releases/2022/12/un-report-details-summary-executions-civilians-russian-troops-northern
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Vorgängerin erst kurz vor Amtsende veröffentlich-
ten OHCHR-Bericht zu Xinjiang würdigte er als 
wertvoll und unterstrich, dass er die darin enthal-
tenen Empfehlungen nun mit den chinesischen 
Behörden angehen werde. Als Kern seiner Arbeit 
versteht er v.a. die Allgemeine Erklärung der Men-
schenrechte (AEMR). Seine zentrale Aufgabe sei, 
den globalen Konsens zur Universalität und Un-
teilbarkeit der Erklärung wiederzubeleben. Ent-
sprechend rief er bereits ein Jahr vor dem 75-jäh-
rigen Jubiläum der AEMR am 10. Dezember 2023 
eine Kampagne zur bleibenden Relevanz der Er-
klärung ins Leben und machte auf den bedenkli-
chen Umstand aufmerksam, dass Menschen-
rechte als eine der drei Säulen der UN, neben Ent-
wicklung sowie Frieden und Sicherheit nur 7% des 
regulären Budgets und sein Büro nur 3% er-
halte.11F

12 
 
Tschechischer Botschafter neuer Präsident des 
UN-Menschenrechtsrats   
 

Im UN-Menschenrechtsrat neigt sich ein turbulen-
tes Jahr dem Ende zu: Der scheidende Präsident, 
der argentinische Botschafter Villegas, beschrieb 
sich rückblickend als Kapitän eines Schiffes mit 
wertvoller Fracht in einem Sturm. Nach dem Rota-
tionsprinzip zwischen den Regionalgruppen 
wurde der tschechische Botschafter, Václav Bálek, 
zu seinem Nachfolger gewählt. Seine eigene Ge-
schichte sowie die seines Landes sei eine Ge-
schichte der Menschenrechte, so Bálek in seiner 
Eingangsrede. Als Arbeitsschwerpunkte nannte er 
Prävention, Partizipation sowie Stärkung der Ef-
fektivität der Arbeit im Rat.  
 
Welthandelsorganisation 
 

Kein Konsens über den TRIPS Waiver 2.0  

Im Juni diesen Jahres verkündete die WTO-Gene-
raldirektorin Dr. Ngozi Okonjo-Iweala nach einer 
zähen Ministerkonferenz in Genf noch stolz die 
Verabschiedung eines Kompromisspakets.12F

13 Ein 
Bestandteil dieser Paketlösung war die Vereinba-
rung über eine teilweise Aussetzung der Patent-
rechte für COVID-19-Vakzine („TRIPS Waiver“) für 
fünf Jahre, welches sich (bisher) auf Impfstoffe und 

                                                   
12 Eine grafische Darstellung zu den freiwilligen Beiträ-
gen für das OHCHR findet sich hier. 
13 Siehe Genfer Depesche vom Juni 2022 hier. 

deren Zutaten beschränkt. Ebenso in dem Abkom-
men enthalten war eine Klausel, wonach die Mit-
glieder binnen sechs Monaten über die Auswei-
tung der Ausnahmeregelung für COVID-19-Diag-
nostika und Therapeutika entscheiden sollten. 
Diese Frist läuft nun am 17. Dezember aus. Auf 
eine Ausweitung der Regelung vor Ablauf dieser 
Frist konnten sich die Parteien nicht einigen. Die 
Befürworter und Gegner des Abkommens sind da-
bei weitestgehend gleichgeblieben. Während die 
Gruppe um Indien, Südafrika und Nigeria vehe-
ment für eine Ausweitung auf COVID-19-Diagnos-
tika kämpft, sind die EU, Großbritannien, Schweiz 
und Japan und Mexiko weiterhin entschieden ge-
gen eine (weitere) Lockerung des Schutzes geisti-
gen Eigentums („IP“). Letztere heben hervor, dass 
bis dato immer noch kein Land von dem beschlos-
senen TRIPS Waiver Gebrauch gemacht habe. Au-
ßerdem sei die Nachfrage aus sich entwickelnden 
Ländern äußerst gering.13F

14 Dies zeige, dass die be-
stehenden Probleme nicht durch die Aufweichung 
des IP-Schutzes zu lösen seien. Die USA kündigten 
Anfang Dezember ebenfalls an, eine Ausweitung 
des Waivers derzeit nicht zu unterstützen. Statt-
dessen beauftragten sie nun ihre eigene Handels-
behörde mit einer Studie zur Ermittlung der Aus-
wirkungen einer Freigabe von Patenten für COVID-
Diagnostika und -Therapeutika. Erste Ergebnisse 
werden allerdings frühestens in neun Monaten er-
wartet. In der Zwischenzeit werde man allerdings 
in Genf die Diskussion weiterführen.  

Voller Kalender bis zur Winterpause 

Darüber hinaus fanden in den letzten Monaten 
erste informelle Treffen bezüglich der WTO-Re-
form statt. Experten sind jedoch skeptisch was 
eine Einigung bis zur nächsten Ministerkonferenz 
anbelangt. Berichten zufolge wird diese Anfang 
2024 in den Vereinigten Arabischen Emiraten 
stattfinden.14F

15 Nachdem bei der letzten Minister-
konferenz eine Verlängerung des Moratoriums 
zur Erhebung von Zöllen auf elektronische Über-
tragungen („E-Commerce Moratorium“) in letzter 
Minute erzielt werden konnte, nahmen die Mitglie-
der die Arbeit im Rahmen des Arbeitsprogramms 

14 Mehr hier von Health Policy Watch.  
15 https://www.reuters.com/world/uae-host-next-wto-
ministerial-meeting-sources-2022-12-13/  

https://www.kas.de/de/web/multilateraler-dialog-genf/map-of-the-month/detail/-/content/freiwillige-beitraege-fuer-buero-des-hohen-kommissars-der-vereinten-nationen-fuer-menschenrechte-in-
https://www.kas.de/documents/6419516/12332519/Genfer+Depesche+Juni+2022+WTO+06-17.pdf/57c510cc-9cf3-82d3-bdb9-8bcfda879ae3?version=1.0&t=1655475889501
https://healthpolicy-watch.news/as-wto-considers-patent-waiver-on-covid-treatments-some-say-it-is-too-late/
https://www.reuters.com/world/uae-host-next-wto-ministerial-meeting-sources-2022-12-13/
https://www.reuters.com/world/uae-host-next-wto-ministerial-meeting-sources-2022-12-13/
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mit neuem Elan auf. Dabei legten die Verhandeln-
den ein besonderes Augenmerk auf die Entwick-
lungskomponente von elektronischem Handel. 
Die Vorlage einer Gruppe aus 17 Mitgliedern – u.a. 
mit China, Kanada und der Schweiz – sucht dabei 
u.a. nach Möglichkeiten über WTO-konforme Ta-
xierungsmöglichkeiten zu diskutieren, die zugleich 
mit dem bestehenden Moratorium vereinbar wä-
ren.15F

16 Auch die Mitglieder der Joint Statement Ini-
tiative über E-Commerce trafen sich vom 28. No-
vember bis 1. Dezember, um über die nächsten 
Arbeitsschritte für das kommende Jahr zu bera-
ten. Während des Treffens wurden zwei Drittel der 
Vorschläge, die nur wenig Unterstützung genie-
ßen, zurückgezogen oder mit anderen Vorlagen 
zusammengeführt. Manche Beobachter beklag-
ten, dass dieses Vorgehen insbesondere Entwürfe 
von weniger einflussreichen Mitgliedern betreffe. 

Dass die Generaldirektorin ihre Versprechen in 
Bezug auf Förderung der Geschlechtergleichbe-
handlung im Handelsbereich ernst nimmt, zeigte 
sich an der Organisation des ersten Kongresses zu 
Handel und Gender Anfang Dezember. Das 
Thema wird im Rahmen eines Jugendsymposiums 
im November 2023 aber womöglich auch mit der 
Verabschiedung konkreter Maßnahmen bei der 
nächsten Ministerkonferenz eine Rolle spielen.  

Streitschlichtung  

Die EU-Delegation beantragte die Einrichtung ei-
nes Panelverfahrens gegen China: Ein Anklage-
punkt zielt auf die erlassenen Handelsbarrieren 
gegen Litauens Exporte sowie der Exporte aus der 
EU mit litauischen Inhalten ab. Der zweite Klage-
punkt soll sich mit der Rechtmäßigkeit chinesi-
scher Restriktionen gegenüber EU-Patentinha-
bern befassen. Das Land verweigert die Anerken-
nung von Verfahrensentscheidungen nicht-chine-
sischer Gerichte in Streitfällen, die sich auf stan-
dardessentielle High-Tech Patente beziehen.  

Die Notwendigkeit eines funktionierenden 
Schiedsgerichts bei der WTO zeichnet sich einmal 
mehr ab. Die erste Instanz der Organisation gab 
eine Reihe wichtiger Entscheidungen, wie z.B. über 
die Strafzölle der USA auf Stahl und Aluminium, 
bekannt. Die Strafzölle, die noch unter der Trump-

                                                   
16 Die Vorlage findet sich hier.  

Administration im März 2018 zum Schutz der hei-
mischen Aluminium- und Stahlindustrie erlassen 
worden waren, wurden mit Verweis auf die natio-
nale Sicherheit verabschiedet. Nun wurden sie 
von der ersten Schiedsinstanz als unvereinbar mit 
den WTO-Regeln eingestuft. Begründung: diese 
Regeln seien nicht in Kriegszeiten bzw. in einer in-
ternationalen Notsituation beschlossen worden. 
Die US-Regierung wies diese Entscheidung als feh-
lerhaft zurück und könnte sich nun an das Beru-
fungsgremium („Appellate Body“) wenden. 
Dadurch, dass dieses Organ seit Dezember 2019 
de facto außer Kraft gesetzt ist, laufen diese Ver-
fahren jedoch ins Leere. Ferner wurden weitere 
bedeutende Verfahren angekündigt, wie das von 
China eingeleitete Verfahren gegen die USA bzgl. 
des Ausfuhrverbots von Chiptechnologien oder 
Russlands Beschwerde gegen Litauen und die EU 
über Handelsbeschränkungen gegen Kaliningrad. 

Dass die Debatten im WTO-Kontext nach ruhige-
rem Seegang im Nachgang der Ministerkonferenz 
wieder in stürmischere Fahrwasser gelangen, 
zeigt sich auch an den harten Äußerungen des chi-
nesischen WTO-Botschafters bei der handelspoli-
tischen Überprüfung der USA Anfang Dezember: 
Während man auf die Rückkehr der USA in das 
multilaterale Handelssystem warte, habe die USA 
als dessen Zerstörer agiert. Die USA seien ein 
„schikanierender Hegemon“. 
 

Globale Gesundheit  
 

Vorbereitung des „Nullentwurfs“ für Pande-
mievereinbarung zeigt Konfliktlinien auf 
 

Bei einer Sondersitzung im Dezember 2021 hatte 
die Weltgesundheitsversammlung (WHA) be-
schlossen, eine Vereinbarung zur Pandemieprä-
vention, -vorsorge und -reaktion auszuhandeln. 
Das von der WHA kreierte zwischenstaatliche Ver-
handlungsgremium (INB) diskutiert derzeit die 
Ausgestaltung des sog. „konzeptionellen Nullent-
wurfs“ („conceptual zero draft“)16F

17. In dem kurz vor 
dem dritten Treffen des Verhandlungsgremiums 
Anfang Dezember veröffentlichten Dokument 
werden bereits wesentliche Konfliktlinien für die 
kommenden Verhandlungen deutlich: In der Prä-

17 Das Dokument ist hier einsehbar 

https://docs.wto.org/dol2fe/Pages/SS/directdoc.aspx?filename=q:/WT/GC/W855.pdf&Open=True
https://apps.who.int/gb/inb/pdf_files/inb3/A_INB3_3-en.pdf
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ambel wird beispielsweise der Begriff „gemein-
same Ziele aber unterschiedliche Verantwortung“ 
(CBDR, common but differentiated responsibili-
ties) aufgegriffen. Dieses Konzept ist bereits in ei-
nigen Umweltverträgen wie der Rio-Erklärung ver-
ankert und besagt, dass alle Staaten gemeinsame 
Ziele und Verpflichtungen haben, aber abhängig 
von den ihnen zur Verfügung stehenden techni-
schen und finanziellen Ressourcen unterschiedli-
che Verantwortung tragen. Vor allem sich entwi-
ckelnde Länder wollten diesen Ansatz auf den Be-
reich der globalen Gesundheit übertragen, wäh-
rend die USA, die EU und Australien sich im Vor-
feld dagegen ausgesprochen hatten. Geistiges Ei-
gentum ist ein weiteres hochbrisantes Thema, 
hier werden mehrere textliche Optionen vorge-
schlagen. Drei Vorschläge bekräftigen die Rele-
vanz des Schutzes geistigen Eigentums, während 
einer geistiges Eigentum als Hindernis für die voll-
ständige Verwirklichung des Rechts auf Gesund-
heit und wissenschaftlichen Fortschritt für alle be-
zeichnet.  Von zentraler Bedeutung sind Maßnah-
men zur Verteilungsgerechtigkeit („equity“): 
Grundsätzlich betonen alle Seiten die Bedeutung 
dieses Themas, allerdings gibt es unterschiedliche 
Interpretationen, was dies konkret bedeutet. Der 
Entwurf enthält Vorschriften zu globalen Lieferket-
ten, Logistiknetzen, zur Vorratshaltung von Pro-
dukten zur Pandemiebekämpfung, Technologie-
zugang und -transfer und Stärkung lokaler und re-
gionaler Produktionskapazitäten. Außerdem soll 
die Zusammenarbeit mit dem Privatsektor ge-
stärkt werden, um einen freiwilligen Technologie- 
und Wissenstransfer zu ermöglichen.  
Offen sind noch Begrifflichkeiten: Singapur fordert 
beispielsweise, dass der Begriff „Pandemie“ defi-
niert werden müsse, Bangladesch fordert klare 
Regeln für die Erklärung eines Internationalen Ge-
sundheitsnotstands (PHEIC). China, aber auch 
viele andere Staaten sind – gerade wenn es um 
Fragen des Zugangs geht – zurückhaltend. Nicht 
unumstritten ist auch, wie stark und verbindlich 
der One-Health-Ansatz sich im Dokument wider-
spiegeln soll, die EU möchte hier möglichst weit 
gehen, die USA, Länder aus Lateinamerika und Af-
rika sehen dies hingegen skeptischer. Klimawan-
del, Biodiversitätsverlust, die Degradierung der 

                                                   
18 Ausführliche Analysen sind hierzu auf Health Policy 
Watch und Geneva Health Files zu finden. 

Ökosysteme, Wildtierhandel als auch antimikrobi-
elle Resistenz gelten bei Experten als wichtige Fra-
gestellungen, die in Bezug auf effiziente Pande-
mieprävention mitbedacht werden müssen.  
 

Darüber hinaus enthält der Entwurf Vorschläge, 
um die Verbreitung von Forschungsergebnissen 
zu verbessern, aber auch Finanzierung von For-
schung und Entwicklung sowie Preise und Ver-
tragsbedingungen von Unternehmen für Pande-
mieprodukte offenzulegen. Ebenso werden Maß-
nahmen zur Begrenzung von Entschädigungs- und 
Vertraulichkeitsklauseln in Handelsverträgen zwi-
schen Ländern und Herstellern von Pandemiepro-
dukten, z. B. bei Impfstofflieferungen, vorgeschla-
gen.17F

18 Die Kapazitäten nationaler und gegebenen-
falls regionaler Regulierungsbehörden sollen ge-
stärkt werden um eine rechtzeitige Zulassung von 
Pandemieprodukten zu gewährleisten. Die Ver-
tragsparteien sollen Bestimmungen über den Zu-
gang ausarbeiten, um einen schnellen, transpa-
renten und sicheren Austausch von Krankheitser-
regern mit pandemischem Risiko und genetischen 
Sequenzdaten zu ermöglichen.  
Diskussionen gibt es auch die Finanzierung künfti-
ger Pandemiereaktionen. Der Entwurf schlägt vor, 
vorrangig inländische Finanzierung zu fördern. Es 
gibt nur einen impliziten Verweis auf den Pande-
miefonds der Weltbank: einige Länder wie Nami-
bia schlugen die Einrichtung eines an die WHO an-
gedockten Finanzinstruments vor. Zur Überwa-
chung der Implementierung einer Pandemiever-
einbarung soll ein Leitungsgremium geschaffen 
werden. Hier gibt es unterschiedliche Ansichten 
was die Mitwirkung nichtstaatlicher Akteure an-
geht; zivilgesellschaftliche Organisationen lehnen 
einen Einbezug von der pharmazeutischen Indust-
rie oder der Gates-Stiftung ab.  
 

Insgesamt versucht der Entwurf sehr unterschied-
liche Empfehlungen aufzugreifen. Entsprechend 
wird bisweilen für seine mangelnde Kohärenz kri-
tisiert. Auf der INB-Sitzung sprachen sich die meis-
ten Mitgliedstaaten dafür aus, ihn als Grundlage 
zu nutzen, äußerten jedoch den Wunsch nach ei-
nem ausführlicheren Text und präziseren Definiti-
onen. Mehrere Länder mahnten zudem enge Ab-
stimmung zwischen den Diskussionen über einen 
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möglichen Pandemievertrag und die parallel statt-
findende teilweise Ergänzung der Internationalen 
Gesundheitsvorschriften an. Der eigentliche Null-
entwurf soll nun bis Februar 2023 ausgearbeitet 
werden. Ziel bleibt eine Verabschiedung einer Ver-
einbarung bereits in 17 Monaten im Mai 2024 auf 
der 77. Weltgesundheitsversammlung. 
 
Wechsel im WHO-Personaltableau 
 

Der aktuelle Direktor des Wellcome Trust, der 
Brite Jeremy Farrar, soll im zweiten Quartal 2023 
der neue leitende Wissenschaftler der WHO wer-
den und damit auf die Inderin Dr. Soumya Swami-
nathan folgen. Neue leitende Oberpflegerin wird 
die vormalige Gesundheitsministerin von Tonga, 
Amelia Latu Afuhaamango Tuipulotu. 
 
Welt nicht auf Kurs beim Kampf gegen AIDS 
 

Der Ende November vorgestellte UNAIDS-Be-
richt18F

19 sieht das erklärte Ziel, AIDS  bis 2030 zu be-
siegen, in Gefahr. Bei der Vorstellung des Reports 
bezeichnete die UNAIDS-Direktorin Winnie 
Byanyima u.a. patriarchalische Strukturen, Ge-
schlechterungleichheit und die Kriminalisierung 
und Stigmatisierung besonders betroffener Grup-
pen als wichtigste Hindernisse. Laut dem Bericht 
lag der Anteil von Frauen an Neuinfektionen in 
2021 weltweit bei 49%, in Subsahara-Afrika jedoch 
bei 63%. Kinder sind laut dem Bericht besonders 
betroffen: Sie machten 4% der neuen Fälle, aber 
15% von AIDS-bedingten Sterbefällen aus. Laut 
dem im Juli vorgestellten Global Aids Update, gab 
es 2021 schätzungsweise insgesamt rund 1,5 Mil-
lionen Neuinfektionen weltweit zu vermelden. 
Gleichzeitig seien HIV-Programme in Ländern mit 
niedrigem und mittleren Einkommen insgesamt 
mit 8 Milliarden Dollar unterfinanziert.  

 
Frieden und Sicherheit 
 

9. Überprüfungskonferenz für Biowaffenkon-
vention  

Vom 28. November bis 16. Dezember fand in Genf 
die bislang neunte Überprüfungskonferenz der Bi-
owaffenkonvention statt, dem ersten globalen Ab-
rüstungsvertrag, welcher 1972 eine ganze Katego-
rie von Massenvernichtungswaffen verbieten 

                                                   
19 Der gesamte Bericht findet sich hier. 

sollte. Mittlerweile gilt dieser jedoch als veraltet 
und aufgrund eines fehlenden Überprüfungsme-
chanismus sowie zahlreicher Grauzonen als eine 
der schwächsten unter allen Abrüstungsverträ-
gen. Es ist zudem die einzige Konvention zu Mas-
senvernichtungswaffen, welche keine eigene Or-
ganisation zu deren Implementierung besitzt. Wie 
schon im UN-Sicherheitsrat in New York Anfang 
November, beschuldigte die russische Delegation 
während des dreiwöchigen Treffens in Genf er-
neut vor allem die USA ein biologisches Waffen-
programm in der Ukraine zu betreiben. Diese äu-
ßerten hingegen den Verdacht, dass Russland dies 
als Vorwand nutze, um eigene biologische Waffen 
voranzutreiben. In der Vergangenheit hatten sich 
die USA gegen einen Überprüfungsmechanismus 
ausgesprochen, zeigten sich in Genf hingegen 
durchaus offen. Obwohl einige gute Gelegenhei-
ten verpasst wurden, sehen Beobachter die Ver-
abschiedung eines Abschlussdokuments im Kon-
sens sowie die Einrichtung einer Arbeitsgruppe als 
positives Zeichen. Diese soll Empfehlungen zur 
Stärkung der Konvention erarbeiten und sich auch 
mit Fortschritten in Wissenschaft und Technik be-
fassen. 
 

25 Jahre Vertrag über das Verbot von Antiper-
sonen-Minen 
 

Vom 21.-25. November tagten in Genf die Unter-
zeichnerstaaten des Vertrags über das Verbot von 
Antipersonen-Minen. Aber auch 25 Jahre nach Un-
terzeichnung des Vertrags am 3. Dezember 1997 
in Ottawa, welchen mittlerweile 164 Staaten bei-
traten, ist dieser wichtiger denn je, denn: nach ei-
nem Rückgang der Nutzung von Landminen, war 
v.a. seit 2015 eine dramatische Zunahme festzu-
stellen: im vergangenen Jahr waren 5.544 Opfer zu 
beklagen19F

20, die meisten in Syrien und Afghanis-
tan. Neu wurde der Einsatz von Landminen in der 
Ukraine und Myanmar festgestellt. Seit dem russi-
schen Angriffskrieg im Februar, gilt die Ukraine als 
eine der am stärksten verminten Länder der Welt, 
wobei Russland bis zu sieben verschiedene Arten 
von Antipersonenminen zum Einsatz brachte. Bis-
lang sind v.a. überproportional viele Kinder unter 
den Opfern zu verzeichnen. Unter anderem Russ-
land, China, aber auch die USA sind bislang keine 
Unterzeichnerstaaten.   

20 Der Landminen Monitor 2022 ist hier einzusehen. 

https://www.unaids.org/sites/default/files/media_asset/dangerous-inequalities_en.pdf
http://www.the-monitor.org/en-gb/reports/2022/landmine-monitor-2022/major-findings.aspx
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WIPO – Deutschland fällt im internati-
onalen Patentvergleich etwas zurück 
 

Die Organisation für geistiges Eigentum (WIPO) 
veröffentlichte den alljährlichen World Intellec-
tual Property Indicators Bericht. Zwar zeigt der 
Bericht, dass die Einreichung von Patenten trotz 
der COVID-19-Pandemie mit ca. 3,4 Mio. Anträ-
gen im Vergleich zum Vorjahr um 3,6% gestiegen 
sei. Mit 67,6% gingen dabei die meisten Anträge 
weltweit in WIPO Geschäftsstellen im asiatischen 
Raum ein. Deutschlands Patentamt registrierte 
im Vergleich zum Vorjahr einen Rückgang der Ge-
suche um 5,7%. Das Europäische Patentamt er-
lebte hingegen einen Anstieg der Patentvorhaben 
um 4,7%. Wenig überraschend bezogen sich die 
meisten der deutschen Patente auf Maschinen-
bau, während in China und in den USA überwie-
gend Computertechnologien patentiert bzw. An-
träge zur Patentierung eingereicht wurden. 

IOM: Wettbewerb um Leitung 
 

Mitte November hatte der amtierende Generaldi-
rektor der Internationalen Organisation für Migra-
tion (IOM), Antonio Vitorino, seine erneute Bewer-
bung um den Spitzenposten bekannt gegeben. 
Damit wird er gegen die Amerikaner Amy Pope, 
derzeit stellvertretende Generaldirektorin für Ma-
nagement und Reform, ins Rennen gehen. Die 
Wahl steht für die Sondersitzung des IOM-Rates 
im Juni 2023 an.   

 

 

 

Kommentar                                          
 

Besorgniserregende Zahlen im Bereich der huma-
nitären Hilfe sind in Genf nichts grundsätzlich 
Neues. Allerdings sind die aktuellen Zahlen beson-
ders dramatisch. Gleiches gilt für die Finanzie-
rungslücken – nicht nur bei OCHA, sondern auch 
beim IKRK und UNHCR. Dabei ist – was die Hilfe im 
multilateralen Rahmen angeht – der Wille einiger 
großer Geber durchaus nicht geringer geworden. 
Doch um den seit Jahren massiv steigenden Be-
darf zu decken, reicht es bei weitem nicht. Die Fol-
gen des russischen Angriffs auf die Ukraine haben 
die Lage nochmals verstärkt.  Ohnehin verstärken 
andere Faktoren, darunter die Folgen des Klima-
wandels die humanitäre Lage, in zahlreichen Regi-
onen massiv.   

Zusätzlich kommt in Genf immer wieder der Vor-
wurf auf, der großen „westlichen“ Gebern vorwirft, 
zugunsten der Ukraine die Mittel für andere Kon-
fliktregionen massiv zu beschneiden. Zumindest 
was die multilaterale Hilfe angeht, ist das Bild 
deutlich differenzierter. Ernst zu nehmen ist der 
Vorwurf dennoch. Allerdings kann das humanitäre 
multilaterale Engagement nicht dauerhaft zum 
großen Teil von einer sehr geringen Zahl an staat-
lichen Gebern geschultert werden. Selbst wenn 
man die Beiträge nicht absolut, sondern pro Kopf 
berechnet und die Wirtschaftskraft gewichtet, gibt 
es bei zahlreichen Länder mit (inzwischen) hohem 
und mittlerem Einkommen aus mehreren Konti-
nenten (nicht nur Europa) noch Luft nach oben. 
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